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Einleitung 

Die Dogmatik des Bereicherungsrechts steht in Deutschland in keinem 
guten R u f . Schon das Bereicherungsrecht als solches gilt allgemein als 
schwer2. Als besonders rätselhaft wird meist die über die Behandlung 
sogenannter Mehrpersonenverhältnisse geführte Diskussion empfunden. 
Canaris etwa zählt diesen Problemkreis „zu den umstrittensten und schwie-
rigsten Problemfeldern des Schuld-, ja des Privatrechts"3. Ursache für diese 
Einschätzung ist dabei offenbar nicht nur die besondere Komplexität der 
Materie als solche, sondern vor allem die auf diesem Gebiet anscheinend in 
besonderem Ausmaß existierende Fülle verschiedener dogmatischer An-
sätze sowohl zur Erklärung der grundsätzlichen Lösungswege wie auch zur 
Entscheidung von Detailfragen. So sind nach Schlechtriem „die viel-
schichtigen Positionen in der theoretischen Erörterung der inzwischen in 
der Dogmatik zum Albtraum des Bereicherungsrechts gewordenen Mehr-
personenverhältnisse ... kaum noch nachzuvollziehen"4. Angesichts des im 
Schrifttum herrschenden „dogmatischen Dickichts"5 scheint der BGH zu 
Recht den einzig möglichen Ausweg darin gesehen zu haben, die Lehrmei-
nungen in einem „Befreiungsschlag"6 beiseite zu wischen und unter einer 
inzwischen schon legendären Berufung darauf, dass sich bei der bereiche-
rungsrechtlichen Behandlung von Mehrpersonenverhältnissen jede sche-
matische Lösung verbiete, sich bei der Entscheidung der betreffenden Fälle 
auf eine vom Gesetz weitgehend losgelöste Interessenbetrachtung zu stüt-
zen7. 

Der Ansatz des BGH scheint ein Indiz dafür zu sein, dass die rechtswis-
senschaftliche Diskussion auf diesem Gebiet nicht nur komplex, sondern 
darüber hinaus auch der Lösung praktischer Fälle nicht forderlich ist. 
Dementsprechend steht man dem Nutzen der hier geführten theoretischen 
Auseinandersetzung bei uns zum Teil sehr zweifelnd gegenüber. Etwaige 

1 Einen Überblick über die Bandbreite der geäußerten Kritik geben GÖDICKE, Be-
reicherungsrecht, S. 23-28; SCHÄFER, Bereicherungsrecht, S. 61-63. Vgl. auch LORENZ, 
JuS 2003, 729. 

2 Siehe etwa REUTER/MARTINEK, Ungerechtfertigte Bereicherung (Vorwort). 
3 LARENZ/CANARIS, S c h u l d R I I / 2 , S . 1 9 9 . 
4 SCHLECHTRIEM, S c h u l d R B T , R n . 7 6 9 . 
5 KUPISCH, JZ 1997, 222. 
6 KÖTZ, RabelsZ 5 4 ( 1 9 9 0 ) , 214. 
7 Dazu näher unten Kap. 1, B II 3. 



2 Einleitung 

n e u e L ö s u n g s v o r s c h l ä g e ( so fern d iese überhaupt n o c h denkbar s ind) s ieht 
m a n heute dementsprechend auch w e n i g e r als m ö g l i c h e A n s ä t z e für e i n e 
Konso l id i erung des Bere icherungsrechts denn als we i t eren Schritt z u se iner 
fortschrei tenden Zerspl i t terung 8 . 

Betrachtet m a n das verbreitete U n b e h a g e n aus e iner recht sverg le i chen-
den Perspekt ive , s o ist m a n versucht , in den auf d e m Geb ie t der b e r e i c h e -
rungsrecht l ichen Mehrpersonenverhä l tn i s se erreichten A r g u m e n t a t i o n s h ö -
hen e in typ i sch d e u t s c h e s P h ä n o m e n z u erbl icken 9 - e in Glasper lensp ie l , 
d e s s e n praktischer N u t z e n vernachläss igbar ist1 0 . S o s ieht e twa K ö t z in der 
D i s k u s s i o n u m die B e h a n d l u n g bere icherungsrecht l icher Dre iecksverhä l t -
n i s se e in Paradebe isp ie l für e ine ver feh l te Ü b e r h ö h u n g d o g m a t i s c h e r A n a -
lyse: die deut schen Gelehrten hätten „mit ihren d o g m a t i s c h e n Offer ten d i e 
Aufnahmekapaz i tä t der Richter s c h o n längst überschritten"1 1 . 

8 So insb. jüngst GÖDICKE, Bereicherungsrecht, S. 20 f. Charakteristisch insofern 
auch die viel zitierte Einschätzung von MEDICUS, Bürgerliches Recht, Rn. 665, „dass die 
Dogmatik des Bereicherungsrechts derzeit dringend einer gewissen Beständigkeit be-
d a r f . 

9 So insb. Staudinger/LORENZ, § 812 Rn. 5 („Die mit großem Aufwand geführte, im 
einzelnen kaum noch überschaubare Diskussion ist im Guten wie im weniger Guten ein 
typisch deutsches Phänomen, das auch im mitteleuropäisch-deutschen Rechtskreis nicht 
seinesgleichen hat, ganz zu schweigen vom romanischen und angelsächsischen Rechts-
kreis."). Besonders eloquent KÖTZ, RabelsZ 54 (1990), 204 („... daß bei uns in Deutsch-
land die rein dienende Funktion, die der juristischen Dogmatik zukommt, nicht selten 
verkannt wird, daß gewisse aktuelle Wachstumsspitzen zeitgenössischer Rechtsdogmatik 
in anderen Ländern ganz unbekannt sind, daß man dort offenbar das gleiche Lebens-
problem mit einem viel bescheideneren Aufwand an begrifflichem Scharfsinn auf befrie-
digende Weise löst und daß der barocken Begrifflichkeit mancher neuerer Systembildung 
wohl oft bei uns weniger die Sorge um die Funktionstüchtigkeit des Rechts in seiner 
praktischen Bewährung zugrunde liegt als vielmehr ein gewisser Hang zum Durchleiden 
theoretischer Kontroversen."), 211; ebd., S. 213 f., werden die „Leistungskondiktionen 
im Dreiecksverhältnis" als paradigmatisch für diesen Befund erachtet. 

10 So wird insb. auch darauf verwiesen, dass zumindest in den Ergebnissen weitge-
hend Einigkeit bestehe; siehe etwa Staudinger/LORENZ, § 812 Rn. 6; MEDICUS, Bürgerli-
ches Recht, Rn. 665, 667; KÖTZ, RabelsZ 54 (1990), 214. Eine solche Einigkeit besteht 
aber schon in den hier untersuchten Anweisungsfallen allenfalls hinsichtlich der Grund-
sätze, fehlt aber für eine Reihe von Einzelfragen; siehe etwa (zum Bereicherungsaus-
gleich bei widerrufener Anweisung) unten Kap. 1, C III. Für sonstige Dreipersonenfälle 
wie etwa die Zessionsfälle besteht dagegen schon grundsätzlich Streit darüber, in wel-
chem Verhältnis ein Bereicherungsanspruch (etwa bei Nichtbestehen der zedierten Forde-
rung) zu gewähren ist; dazu näher MünchKomm BGB/LIEB, § 812 Rn. 121-125; Staudin-
ger/LORENZ, § 812 R n . 4 1 ; REUTER/MARTINEK, U n g e r e c h t f e r t i g t e B e r e i c h e r u n g , S. 4 8 6 -
493. Insofern wird die Ergebnisrelevanz der Rechtsdogmatik (auch auf dem Gebiet des 
Bereicherungsrechts) zu Recht betont von CANARIS, FS Kitagawa 1992, 78-82. 

11 KÖTZ, RabelsZ 5 4 ( 1 9 9 0 ) , 214 . 
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Dieser Befund legt nahe, den Nutzen der deutschen Dogmatik bereiche-
rungsrechtlicher Dreiecksverhältnisse kritisch anhand eines Vergleichs mit 
den Lösungsansätzen anderer Rechtsordnungen zu überprüfen. Ein solcher 
Vergleich soll in der folgenden Arbeit zu Rechtsordnungen eines Rechts-
kreises gezogen werden, der typischerweise weniger mit einer dogmatisch-
systematischen Denkweise denn mit einer stärker fallbezogenen Regelbil-
dung assoziiert wird, nämlich mit den Rechtsordnungen des Common 
Law12. Diese fallbezogene Regelbildung erklärt sich aus der Natur des 
Common Law als Fallrechtssystem und der damit verbundenen vorrangi-
gen Bedeutung der in früheren Entscheidungen niedergelegten Rechts-
grundsätze als Rechtsquelle, wie sie insbesondere auch auf dem Gebiet des 
Bereicherungsrechts festzustellen ist. Auch in einem solchen System er-
folgt die Regelbildung aus den Vorentscheidungen jedoch abstrahierend-
generalisierend, so dass sich auch im Common Law für die Behandlung 
bereicherungsrechtlicher Dreiecksverhältnisse im Laufe der Zeit Begrün-
dungsansätze entwickelt haben, die ihrer Eigenart nach grundsätzlich de-
nen des deutschen Rechts vergleichbar sind. Die stärkere Fallbezogenheit 
des Common Law wirkt aber zumindest tendenziell der oben beschriebe-
nen, für das deutsche Recht zunehmend beklagten „dogmatischen Über-
höhung", entgegen. Die auf einer solchen Grundlage gewonnenen Erkennt-
nisse erscheinen daher als Vergleichsobjekt zum deutschen Recht als be-
sonders geeignet. 

Die Untersuchung ist beschränkt auf die in Deutschland im allgemeinen 
als „Schulfall" bereicherungsrechtlicher Dreiecksverhältnisse angesehe-
nen13 „Anweisungsfälle". Auf sonstige Fallgestaltungen wie etwa den Be-
reicherungsausgleich bei Verträgen zugunsten Dritter oder bei der Forde-
rungsabtretung wird daher nicht eingegangen. Auch unter den Anwei-
sungsfällen soll der Sonderfall, dass der Angewiesene (etwa durch An-
nahme der Anweisung) eine eigene Verpflichtung zur Erbringung der an-
gewiesenen Leistung an den Anweisungsempfanger übernommen hat, 
außer Betracht bleiben. 

Auch wenn aus einem Vergleich mit den Rechtsordnungen des Common 
Law ein klarerer Blick für die dogmatischen Probleme des eigenen Rechts 
erhofft wird, soll doch nicht verschwiegen werden, dass man die bereiche-
rungsrechtliche Behandlung von Anweisungsfällen auch im Common Law 
alles andere als klar und einfach empfindet: 

12 Vgl. in diesem Zusammenhang insb. Staudinger/LORENZ, § 8 1 2 Rn. 5 (oben 
Fn. 9); GÖDICKE, Bereicherungsrecht, S. 285 f.; KÖTZ, RabelsZ 54 (1990), 206 f.; allge-
mein auch ZWEIGERT/KÖTZ, Rechtsvergleichung, S. 68 f. 

13 So etwa FLUME, ACP 199 (1999), 2. Vgl. auch GÖDICKE, Bereicherungsrecht, 
S. 199 f. 
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„The matter has also been discussed elaborately in textbooks 
and legal periodicals. Yet, despite all the effort, the light that 
one seeks remains elusive; a will-o'-the-wisp, it almost 
seems."14 

14 COWEN, CILSA 16 (1983), 2. 



1. Kapitel 

Der Bereicherungsausgleich in 
Anweisungsfallen im deutschen Recht 

A. Die Bedeutung der Anweisung als Rechtsinstitut 

Die in den §§ 783-792 BGB geregelte Anweisung hat der Gesetzgeber 
als rechtliches Mittel dafür gedacht, „Auszahlungen unter mehreren Perso-
nen zu erleichtern"1. Schuldet etwa A dem B einen bestimmten Geldbetrag 
und ist B wiederum dem C gegenüber zur Zahlung verpflichtet, so können 
die Verpflichtungen zunächst dadurch erfüllt werden, dass jeder Schuldner 
(A und B) seinem jeweiligen Gläubiger (B bzw. C) die geschuldete Leis-
tung erbringt. Die vom Gesetzgeber vorgesehene Erleichterung liegt nun 
darin, dass eine Erfüllung beider Schuldverhältnisse auch dadurch möglich 
ist, dass A auf Anweisung seines Gläubigers B nicht an diesen, sondern 
unmittelbar an dessen Gläubiger C zahlt. In einem solchen Fall wird die 
Zahlung rechtlich so behandelt, als habe der Angewiesene A an den An-
weisenden B und dieser wiederum an C geleistet. Man spricht insofern von 
einer „Simultanleistung" und sieht hierin das charakteristische Merkmal 
einer Leistung auf Anweisung2. Dadurch, dass man die in einem solchen 

1 Prot. 382 = MUGDAN II, 961; vgl. auch ULMER, AcP 126 (1926), 131. 
2 Staudinger/MARBURGER, § 783 Rn. 3; MünchKomm/HÜFFER, § 783 Rn. 1; Soer-

gel/HÄUSER, v o r § 7 8 3 R n . 7; LARENZ/CANARIS, S c h u l d R II /2 , S. 3 9 ; CANARIS, B a n k -
v e r t r a g s r e c h t , Rn . 3 2 2 ; MEYER-CORDING, B a n k ü b e r w e i s u n g , S. 3 5 ; SCHNAUDER, W M 
2000, 549 f. - Übertrieben kritisch gegenüber dem Begriff der „Simultanleistung" Ku-
PISCH, in: Zimmermann u.a. (Hrsg.), Rechtsgeschichte, S. 452-457. Die diesbezügliche 
Kritik entzündet sich hauptsächlich an dem Einwand, die Vermögensübertragung in Be-
folgung der Anweisung könne nicht gleichzeitig Leistung im Deckungs- und im Valuta-
verhältnis sein, da dies zu einer „Verdoppelung von Vermögenswerten" führe (siehe insb. 
S. 455 f.). Eine „vernünftige" Erklärung könne sich dagegen nur aus der von KUPISCH 
propagierten „wirtschaftlichen Betrachtungsweise" (dazu auch unten S. 27 f.) ergeben, 
nach der sich die Vermögensbewegungen im Deckungs- und Valutaverhältnis „nicht si-
multan, nicht gleichzeitig, sondern nacheinander im Sinne eines wirtschaftlichen Durch-
gangs des Anweisungsgegenstands durch das Vermögen des Anweisenden" vollziehen, 
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Fall erfolgende Vermögensverschiebung als eine Leistung des Angewiese-
nen an den Anweisenden und als eine solche des Anweisenden an den 
Empfanger ansieht, kommt es in den einzelnen Rechtsverhältnissen zur 
Erfüllung der dort jeweils bestehenden Verpflichtungen: Erfolgte die An-
weisung auf Schuld, so wird der Angewiesene nach § 787 I BGB durch die 
Leistung dem Anweisenden gegenüber (im sogenannten „Deckungsver-
hältnis") von dieser Schuld befreit. Der Anweisende wiederum kommt sei-
nerseits durch die Bewirkung der Leistung im „Valutaverhältnis" dem 
Empfänger gegenüber von seiner Leistungspflicht frei (§ 788 BGB). 

Anweisung im Sinne des § 783 BGB ist zunächst nur eine Urkunde, in 
der der Aussteller einen anderen anweist, Geld, Wertpapiere oder andere 
vertretbare Sachen an einen Dritten zu leisten, und die dem Dritten ausge-
händigt wird. Eine solche Anweisung beinhalten insbesondere der Scheck 
(Art. 1 Nr. 2 SchG) und der gezogene Wechsel (Art. 1 Nr. 2 WG)3, wobei 
allerdings der zulässige Inhalt der Scheck- bzw. wechselmäßigen Anwei-
sung gegenüber derjenigen nach § 783 BGB noch zusätzlich eingeschränkt 
ist, indem die Anweisung auf die Zahlung einer bestimmten Geldsumme 
gerichtet sein muss und keiner Bedingung unterliegen darf, während die 
BGB-Anweisung auch bedingt sein kann4. 

Der Begriff der Anweisung ist jedoch nicht auf den in § 783 BGB aus-
drücklich angesprochenen Fall einer schriftlichen, dem Dritten ausgehän-
digten Anweisung auf die in dieser Vorschrift genannten Leistungen be-
schränkt. Schon bei den Vorarbeiten zum BGB bestand vielmehr Einigkeit 
darüber, dass die im BGB ausdrücklich geregelte Anweisung lediglich 
einen Sonderfall einer allgemeineren Anweisung bildete5. Von einer um-

wobei nur „die zeitliche Differenz zwischen der wirtschaftlichen Vermögensbewegung 
von A an B und der sich anschließenden von B an C anweisungsspezifisch auf einen logi-
schen Punkt (man mag ihn juristische Sekunde nennen) zusammengeschrumpft ist" 
(S. 457). Dies ist aber genau das, was mit dem Begriff der Simultanleistung bezeichnet 
werden soll. Eine andere Frage ist die, worauf die Zurechnung der Anweisungsleistung 
zum Vermögen des Anweisenden zu stützen ist; dazu näher unten B II, C. 

3 Staudinger/MARBURGER, § 783 Rn. 38 f.; Palandt/SPRAU, § 783 Rn. 13; LARENZ/ 
CANARIS, SchuldR II/2, S. 36; CANARIS, Bankvertragsrecht, Rn. 686; HAERTLEIN, Inha-
berscheck, S. 43 f.; HUECK/CANARIS, Wertpapierrecht, S. 35 f., 178; RICHARDI, Wertpa-
pierrecht, S. 215; ZÖLLNER, Wertpapierrecht, S. 44, 158; SCHNAUDER, Grundfragen, 
S. 130; BÜLOW, WM 2000, 58. - Manche sehen dagegen im Scheck und im Wechsel 
bereits eine Ausdehnung des Anweisungsbegriffs gegenüber der Regelung des BGB: 
ULMER, AcP 126 (1926), 131-133; MünchKomm/HÜFFER, § 783 Rn. 7; Soergel/HÄUSER, 
vor § 783 Rn. 23. 

4 Staudinger/MARBURGER, § 783 Rn. 12; Palandt/SPRAU, § 783 Rn. 11; vgl. auch 
MünchKomm/HÜFFER, § 783 Rn. 18. 

5 Vgl. schon die 1. Kommission, Prot. 1697 = JAKOBS/SCHUBERT III, 783. Kritisch 
gegenüber einem „weiten Anweisungsbegrif f ' jedoch LABAND, AcP 74 (1889), 333 f. 
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f a s s e n d e r e n R e g e l u n g sah m a n nur desha lb ab, w e i l m a n der M e i n u n g war , 
dass andere F o r m e n der A n w e i s u n g v o n zu ger inger prakt ischer B e d e u t u n g 
waren 6 . D i e s so l l te j e d o c h e iner A n w e n d u n g der g e s e t z l i c h e n A n w e i s u n g s -
rege ln auch auf d i e s e F o r m e n nicht grundsätz l i ch e n t g e g e n s t e h e n 7 . 

Kennzeichnend ist die Auffassung der Ersten Kommission zur Erstreckung der geplanten 
Regelung auch auf mündliche Anweisungen: „Es habe aber kein Interesse, deren Anwend-
barkeit zu bestimmen. Denn einestheils seien die fraglichen Fälle nicht häufig und ande-
rentheils werde ihre richtige Beurtheilung wegen des Prinzips der Vertragsfreiheit um so 
weniger auf Schwierigkeiten stoßen, als nichts entgegenstehe, bei der Auslegung der einzel-
nen Rechtsgeschäfte von der Voraussetzung auszugehen, die Parteien hätten die Anwendbar-
keit der passenden Vorschriften gewollt oder stillschweigend dasjenige vereinbart, was die-
sen Vorschriften gemäß sei. Von Wichtigkeit sei, dass die an und für sich anwendbaren Vor-
schriften in der That nichts enthielten, von dem man nicht behaupten könne, es sei in der 
Regel als von den Parteien gewollt zu betrachten."8 

Darüber, dass d ie in den §§ 7 8 3 f f . B G B g e r e g e l t e A n w e i s u n g l e d i g l i c h 
e inen Unterfa l l e iner allgemeinen A n w e i s u n g bi ldet , bes teht a l l g e m e i n 
Ein igke i t 9 . D e m e n t s p r e c h e n d ist anerkannt, dass über d e n R e g e l u n g s b e -
re ich d e s § 7 8 3 B G B hinaus auch unmitte lbare 1 0 , m ü n d l i c h e 1 1 oder a u f 
n icht vertretbare S a c h e n ger ichte te 1 2 A n w e i s u n g e n w i r k s a m s ind und z u 
der charakter i s t i schen S imul tan le i s tung führen 1 3 . D i e V o r s c h r i f t e n d e r 

6 Vgl. Mot. 557 f. = MUGDAN II, 311 f.; Prot. 2343, 2345 = MUGDAN II, 960, 961; 
Denkschrift, S. 91 = MUGDAN II, 1264. 

7 Mot. 558 = MUGDAN II, 312. 
8 Prot. 1,1725 = JAKOBS/SCHUBERT III, 619; ebenso Mot. 558 = MUGDAN II, 312. 
9 BGH (27.6.1952), BGHZ 6, 378, 383; Staudinger/MARBURGER, § 783 Rn. 1; 

Soergel/HÄUSER, vor § 783 Rn. 1; § 783 Rn. 1; MünchKomm/HÜFFER, § 783 Rn. 2, 8; 
Palandt/SPRAU, § 783 Rn. 1; Baumbach/HEFERMEHL, WPR Rn. 72; ZÖLLNER, Wertpa-
pierrecht, S. 46 f.; HASSOLD, Leistung, S. 34; SCHNAUDER, Grundfragen, S. 130; ULMER, 
AcP 126(1926), 133 f. 

10 BGH (17.10.1951), BGHZ 3, 238, 239 f.; MünchKomm/HÜFFER, § 783 Rn. 19; 
Staudinger/MARBURGER, § 783 Rn. 34; HASSOLD, Leistung, S. 22, 33; ULMER, AcP 126 
(1926), 140-142. 

11 BGH (17.10.1951), BGHZ 3, 238, 239 f.; MünchKomm/HÜFFER, § 783 Rn. 19; 
Staudinger/MARBURGER, § 783 Rn. 35; Soergel/HÄUSER, § 783 Rn. 3 ENNECCERUS/LEH-
MANN, Schuldverhältnisse, S. 829; HUECK/CANARIS, Wertpapierrecht, S. 36; RLCHARDI, 
Wertpapierrecht, S. 61, 62; ZÖLLNER, Wertpapierrecht, S. 46; HASSÖLD, Leistung, S. 22, 
33. 

12 RG (26.6.1922), JW 1923, 500, 501; MünchKomm/HÜFFER, § 783 Rn. 23; Stau-
dinger/MARBURGER, § 783 Rn. 36; RlCHARDI, Wertpapierrecht, S. 61 f.; HASSÖLD, Leis-
tung, S. 33. 

13 LARENZ/CANARIS, SchuldR II/2, S. 39; MünchKomm/HÜFFER, § 783 Rn. 1, 7; 
Staudinger/MARBURGER, § 783 Rn. 3, 33; Soergel/HÄUSER, vor § 783 Rn. 7, 21; Schle-
gelberger/HEFERMEHL, Anh. zu § 365 HGB Rn. 19; ULMER, AcP 126 (1926), 143. 
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§§ 783 ff. BGB sind auf solche Anweisungen „im weiteren Sinn" entspre-
chend anzuwenden, soweit sie nicht auf Besonderheiten der speziell in 
§ 783 BGB geregelten Anweisung, etwa ihrer Schriftlichkeit, beruhen14. 

Als Mittel zur Erleichterung von „Auszahlungen unter mehreren Perso-
nen" wird die Anweisung zur Grundlage des bankenvermittelten Zahlungs-
verkehrs. Der Schuldner einer Geldschuld ist nicht gezwungen, sich das 
zur Erfüllung seiner Schuld nötige Bargeld zunächst zu verschaffen und es 
sodann an seinen Gläubiger weiterzugeben, sondern er kann auch einen 
Dritten zu einer entsprechenden Zahlung anweisen. Der praktisch bedeut-
samste Anwendungsbereich der Anweisung ist denn auch der bargeldlose 
Zahlungsverkehr. Neben den Scheck als Paradefall der in § 783 BGB ange-
sprochenen Anweisung tritt hier vor allem der Überweisungsauftrag als 
unmittelbar an den Angewiesenen gerichtete Anweisung15. Aber auch an-
dere Zahlungsformen wie etwa das Akkreditiv, die Kreditkarte, die Last-
schrift oder die „Geldkarte" werden zum Teil als Sonderformen der An-
weisung angesehen16. Für die folgenden bereicherungsrechtlichen Untersu-
chungen sollen diese weiteren Zahlungsformen außer Betracht bleiben. Die 
Ausfuhrungen bleiben daher im Wesentlichen auf Schecks und Überwei-
sungen beschränkt. 

Aus der Erstreckung auf unmittelbare Anweisungen wie den Überweisungsauftrag ergibt 
sich die Notwendigkeit einer gegenüber § 783 BGB modifizierten Terminologie: Da die 
unmittelbare Anweisung begriffsnotwendig nicht an die Person ausgehändigt wird, der die 
Anweisungsleistung letztlich zugute kommen soll, verbietet sich die Bezeichnung dieser 
Person als „Anweisungsempfänger". Demzufolge wird diese Person im folgenden allgemein 
als „Empfänger" oder „(Anweisungs-) Begünstigter" bezeichnet. 

Die Anweisung als Mittel zur Bewirkung von „Simultanleistungen" ist 
abzugrenzen von den diesen Leistungen zugrunde liegenden Rechtsver-

1 4 So z.B. MünchKomm/HÜFFER, § 783 Rn. 19, 23; Staudinger/MARBURGER, § 783 
Rn. 34-36; ENNECCERUS/LEHMANN, Schuldverhältnisse, S. 829; RLCHARDI, Wertpapier-
recht, S. 62. - Kritisch gegenüber dem praktischen Nutzen eines „allgemeinen" Anwei-
sungsbegriffs MünchKomm/HÜFFER, § 783 Rn. 8; SCHIMANSKY, in: Bankrechts-Hand-
b u c h l , § 4 9 Rn. 4, § 50 Rn. 1. 

15 Dabei ist der Überweisungsauftrag seinem Inhalt nach auf „Zahlung" in Form der 
Herbeiführung einer Gutschrift zugunsten des Empfängers gerichtet, zu welchem Zweck 
die beauftragte Bank (sofern es sich nicht um eine sogenannte „Hausüberweisung" han-
delt) ihrerseits eine weitere Anweisung erteilt. Zu der bei der außerbetrieblichen Über-
weisung auftretenden Stufung von Anweisungsverhältnissen eingehend KUPISCH, W M 
1979, Sonderbeil. Nr. 3, S. 19-21. 

1 6 Vgl. etwa (jeweils m.w.N.) Staudinger/MARBURGER, § 783 Rn. 47 (Kreditkarte), 
54 (Akkreditiv), 57 (Geldkarte); BÜLOW, WM 2000, 59 f.; SCHNAUDER, WM 2000, 551; 
DERS.,NJW 2003, 849-851. 
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hältnissen17: Zum einen ist sie in ihrer Gültigkeit grundsätzlich unabhängig 
von der Wirksamkeit des Deckungs- und des Valutaverhältnisses. Zum 
anderen hat der Gesetzgeber die Anweisung auch inhaltlich von diesen 
Rechtsverhältnissen abstrahiert18: So ergeben sich aus dem Umstand allein, 
dass eine Leistung auf Anweisung erfolgen soll, begriffsnotwendig weder 
Folgerungen für die Frage, ob Angewiesener oder Begünstigter verpflichtet 
sind, die Anweisung zu befolgen bzw. von ihr Gebrauch zu machen, noch 
dafür, welche Auswirkungen die Erbringung der Leistung auf die zugrunde 
liegenden Rechtsverhältnisse hat. Auf diese inhaltliche Abstraktion der 
Anweisung soll im folgenden zur genaueren Erfassung der Rechtsnatur der 
Anweisung noch näher eingegangen werden. 

Was die Frage nach der Verpflichtung des Angewiesenen zur Befolgung 
der Anweisung und die Verpflichtung des Begünstigten zum Gebrauch der 
Anweisung angeht, ergibt sich die diesbezügliche Neutralität der Anwei-
sung bereits aus § 783 BGB. Hiernach begründet die Anweisung als solche 
nur eine Ermächtigung des Angewiesenen einerseits, für Rechnung des 
Anweisenden an den Anweisungsempfänger zu leisten, und des Anwei-
sungsempfängers andererseits, die Leistung bei dem Angewiesenen im 
eigenen Namen zu erheben. Durch diese Fassung der durch die Anweisung 
bewirkten Rechtsfolgen wandte sich der Gesetzgeber gegen die Doppel-
mandatslehre des gemeinen Rechts, nach der Angewiesener und Anwei-
sungsempfänger durch die Anweisung nicht nur ermächtigt, sondern zum 
Vorgehen nach dem Inhalt der Anweisung auch wie Beauftragte verpflich-
tet sein sollten19. Diese Fragen sind nach geltendem Recht aus dem Begriff 
der Anweisung und der gesetzlichen Regelung in den §§ 783 ff. BGB aus-
geklammert20. Damit lässt das Gesetz natürlich die Möglichkeit einer an-
derweitig begründeten Verpflichtung zur Befolgung der Anweisung offen; 
diese wird aber eben nicht als spezifisch anweisungsrechtliche Frage, son-
dern als eine solche eines entsprechenden eigenständigen Schuldverhältnis-
ses verstanden. 

17 Staudinger/MARBURGER, § 783 Rn. 4; MünchKomm/HÜFFER, § 783 Rn. 6; LA-
RENZ/CANARIS, SchuldR II/2, S. 39. 

18 Insofern deutlich Prot. 8480 = MUGDAN II, 962 (es erscheine „am wichtigsten, die 
Anweisung in ihrer wahren Natur, als abstrakte Verbindlichkeit, zu erfassen und demge-
mäß hinsichtlich ihrer Wirkungen auf kein bestimmtes Rechtsverhältnis zu verweisen"); 
im selben Sinn Mot. 556 f., 559 = MUGDAN II, 311, 312. 

1 9 Zur Ablehnung der Doppelmandatslehre in § 783 BGB näher Staudinger/MAR-
BURGER, § 783 Rn. 17 f.; MünchKomm/HÜFFER, § 783 Rn. 33. 

2 0 Vgl. Staudinger/MARBURGER, § 787 Rn. 7; MünchKomm/HÜFFER, § 787 Rn. 7 ; 
ULMER, AcP 126 (1926), 137 f.; BÜLOW, WM 2000, 58 f. 
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Die Frage, ob der Angewiesene zur Befolgung der Anweisung ver-
pflichtet ist, stellt sich für jede Form der Anweisung und ist nach dem zwi-
schen Anweisendem und Angewiesenen bestehenden Schuldverhältnis zu 
beurteilen. Im Falle einer Scheckzahlung etwa ergibt sich die Verpflich-
tung der Bank zur Befolgung scheckmäßiger Zahlungsanweisungen ihres 
Kunden aus dem Scheckvertrag, der als Geschäftsbesorgungsvertrag nach 
§ 675 I BGB qualifiziert wird21. Im Hinblick auf die vertraglichen Ver-
pflichtungen der Bank aus dem Scheckvertrag ist der Scheck auftrags-
rechtliche Weisung, die vom Scheckinhaber als Bote überbracht wird22. 
Der Scheck hat also insofern eine Doppelnatur: er ist zugleich Anweisung 
i.S.d. § 783 BGB und auftragsrechtliche Weisung i.S.d. § 665 BGB23. 

Ähnliches galt nach altem Recht für den Überweisungsauftrag: Auch zu 
dessen Ausführung war die Bank aufgrund eines Geschäftsbesorgungsver-
trags, nämlich des Girovertrags, verpflichtet24. Der einzelne Überwei-
sungsauftrag war damit wie der Scheck eine Weisung, zu deren Befolgung 
die Bank nach dem Girovertrag verpflichtet war25. Da er zugleich Anwei-

21 Dabei geht man überwiegend davon aus, dass es sich um eine Geschäftsbesorgung 
mit Werkvertragscharakter handelt, da die Bank einen Erfolg, nämlich Einlösung des 
Schecks, schulde; CANARIS, Bankvertragsrecht, Rn. 682; Baumbach/HEFERMEHL, Art. 3 
SchG Rn. 3a; BÜLOW, Art. 3 SchG Rn. 3; Staudinger/MARTINEK, § 675 Rn. B 2 1 ; 
HAERTLEIN, Inhaberscheck, S. 84 (mit Nachweisen zu abweichenden Qualifikationen im 
Schrifttum). 

2 2 BGH (7.5.1979), BGHZ 74, 352, 357; BGH (13.6.1988), BGHZ 104, 374, 382; 
CANARIS, Bankvertragsrecht, Rn. 686; NOBBE, in: Bankrechts-Handbuch I, § 60 Rn. 11; 
Baumbach/HEFERMEHL, Art. 3 ScheckG Rn. 3b; HAERTLEIN, Inhaberscheck, S. 44 f.; 
BÜLOW, WM 2000, 59; KUPISCH, WM 1979, Sonderbeil. Nr. 3, S. 12. 

2 3 Wie vorige Fn.; außerdem HÄUSER, WM 1988, 1511; allgemein auch ULMER, 
AcP 126(1926), 138 f. 

2 4 Dieser wurde, anders als der Scheckvertrag (oben Fn. 21), hinsichtlich der Aus-
führung von Überweisungsaufträgen für den Auftraggeber überwiegend als Dienstvertrag 
angesehen, unter anderem deshalb, weil die beauftragte Bank die Herbeiführung des 
Erfolgs (Gutschrift auf dem Konto des Empfangers) nicht garantieren könne, da der Emp-
fänger zum Beispiel möglicherweise gar kein Konto habe; siehe CANARIS, Bankvertrags-
recht, Rn. 315; Schlegelberger/HEFERMEHL, Anh. zu § 365 HGB Rn. 14; Staudinger/ 
MARTINEK, § 675 Rn. B 17; SEILER, Bereicherungsausgleich, S. 29 f. 

2 5 BGH (6.10.1953), BGHZ 10, 319, 322 (insbesondere auch gegen die Deutung des 
einzelnen Überweisungsauftrags als Vertrag)-, BGH (19.3.1991), NJW 1991, 2210, 2211; 
BGH (27.1.1998), NJW 1998, 1640; CANARIS, Bankvertragsrecht, Rn. 320; DERS., BB 
1972, 774; MEYER-CORDING, Banküberweisung, S. 32; SEILER, Bereicherungsausgleich, 
S. 29; SCHIMANSKY, in: Bankrechts-Handbuch I, § 4 9 Rn. 1; Staudinger/MARTINEK, 
§ 675 Rn. B 24; MünchKomm/SEILER, § 675 Rn. 68; MünchKomm/HÜFFER, § 783 
Rn. 39, 41; Soergel/MÜHL, § 675 Rn. 78; Soergel/HÄUSER, vor § 783 Rn. 40; HADDING/ 
HÄUSER, ZHR 145 (1981), 141 f. 
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